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Aktuelle Fragen der Bau- und Wohnungspolitik 
drängen nach zahlenmäßiger Klärung, die durch ent
sprechende Ausgestaltung der Bautätigkeitsstatistik von 
1929 und 1930 ab in erhöhtem Maße erbracht werden 
soll. Für das Jahr 1929 hat das Zahlenbild der Bau
tätigkeit (neben den bereits laufend veröffentlichten 
Monatsangaben über Bauanträge in 89 Mittel- und 
Großstädten) zwei bemerkenswerte Frweiterungen im 
Bereich der auf das ganze Reidi sich erstreckenden 
Jahresstatistik erfahren, wie aus dem soeben in „Wirt
schaft und Statistik veröffentlichten Jahresbericht 
hervorgeht1). Die bei der monatlichen Statistik von 
den Groß- und Mittelstädten über 50 0 0 0  Einwohner 
z.T. schon seit 1928 vorgenommenen Feststellungen 
über Zahl und K u b i k m e t e r  u m b a u t e n  R a u m e s  
der öffentlichen, gewerblichen und landwirtschaftlichen 
Gebäude sowie über die Zahl der mit Unterstützung 
aus ö f f e n t l i c h e n  M i t t e l n  errichteten W o h n 
gebäude und Wohnungen wurden 1929 erstmals auf 
das gesamte Reichsgebiet ausgedehnt. Für die Jahres
statistik 1950 ist eine Aufgliederung der neu errichteten 
Wohnungen nach W o h n u n g s g r ö ß e n k l a s s e n  in 
Aussicht genommen, wobei die Angaben gleichzeitig 
nach verschiedenen Kategorien von Bauherren getrennt 
werden, wie dies für die monatlichen Erhebungen in 
den Mittel- und Großstädten mit mehr als 50 0 0 0  Ein
wohner bereits angeordnet ist2). Schließlich ist, u m  
den dringenden Wünschen von Verwaltung und Praxis 
Rechnung zu tragen, eine summarische A u s d e h n u n g  
der m o n a t l i c h e n  Statistik auf die Gemeinden 
mit 10 000 bis 50 000 Einwohnern —  zunächst versuchs
weise—  in die Wege geleitet worden.

Ein einigermaßen zuverlässiger Überblick über den 
Gesamtumfang der (Hoch-) Bautätigkeit war bisher 
nicht möglich. Für die Jahresstatistik wurde nur bei 

i y, nSebäuden clie Größe festgestellt, und zwar 
nach Maßgabe der darin liegenden Wohnungen. Die 

, öhngebäude“ dagegen, d.h. die Gebäude für 
öffentliche, gewerbliche und landwirtschaftliche Zwecke, 
wurden lediglich ihrer Zahl nach ermittelt, während 
ihre Größe unberücksichtigt blieb. Diesem Mangel 
''ird nun durch clie Feststellung des u m b a u t e n  
R a u m e s  der N i c h t - W o h n g e b ä u d e  Rechnung 
getragen. Die Zahl der Gebäude und clie Zahl der 
Kubikmeter umbauten Raumes wird für clie öffentlichen 

eln®rs.ejts ^ r  gewerbliche oder landwirt
schaftliche Gebäude anderseits nachgewiesen. Die 
Abgrenzung des Begriffes „öffentliche Gebäude“ ist für 
clie Zwecke der Bautätigkeitsstatistik in der Anleitung 
/ l l \ i  'üRung der Fragebogen wie folgt erläutert: 
,l„„ 7 °?ten thche G ebäude sind d ie jenigen  G ebäude  zu zäh len , die 

n wec en e r H oheitsverw altungen (Reich und L änder) und der 
am m eren  erw a tungen (Gem einden und G em eindeverbände) d ienen 

v  ,en G . u <Ln ’ G erichtsgebäude, K ran k en h äu se r) sowie ih re  
■ n , nf e V.1 ,6 . (*• ■ G aragen , A bortanlagen usw .). Desgleichen

.i v- le„ ^ ai!. e a n d e re r  öffentlich-rechtlicher In s titu tio n en  (z. B. 
liehen l r , 1 ’ 16 zu r E rfü llung  ih re r  e igentlichen öffentlich-recht-
nelvi.irl0 !eF setn<;ln n “ tz'£ en A ufgaben bestim m t sind  (einschl. N eben- 
tiche r l h -  a offentli ‘ihe G ebäude au fzu füh ren . N i c h t a ls  öffent- 
häuser vnU * w  2 n s ' nc* solche, die a ls  W ohn- oder Geschäfts- 
forstwirtsrh "flv 1 V °r n s‘nd °d e r  zu (gew erblichen, land- und 
wenn r ' i - " j  te rnebm unS?e n und B etrieb en  gehö ren , selbst

________c aude oder U nternehm ungen  sich im E igentum  der

2i y h  ’\JVlr*tSr ' a l! und S ta tis tik “ , Jalirg , 1930, Nr. 1 1 , S. 448.
| § 33 IGr 0 J--Hefte z. Stat. d. D tsdi. Reichs, Ja lirg . 1930,

öffentlichen H and befinden (z. B. Reichsbahn, R eidispost, E lek triz i- 
tiits-, Gas-, W asserw erke , landw irtsd iaftliche G ü ter einschließlich 
ih re r V erw altungsgebäude u. dgl.). Als G ebäude fü r vorw iegend 
gew erbliche und sonstige w irtschaftliche Zwecke sind Geschäfts- 
liäuser, F ab rik en , H otels, G aragen , S ta llungen und ä h n lid ie  Bauten 
au fzu füh ren .

Die gegenseitige Abgrenzung der Hoheitsverwal
tungen (Kämmereiverwaltungen) auf der einen und der 
Vermögensverwaltungen, Unternehmungen und Betriebe 
der öffentlichen Hand auf der anderen Seite bereitete 
gewisse Schwierigkeiten, wie die bei der monatlichen 
Bautätigkeitsstatistik gemachten Erfahrungen gezeigt 
haben. U m  Zweifel zu beseitigen und ein gleichmäßiges 
Verfahren zu gewährleisten, wurden daher clie vor
stehenden Grundsätze aufgestellt, die auch bei der 
Reichsfinanzstatistik Geltung haben3). „IT o h e i t s - 
V e r w a l t u n g e n “ sind danach die Verwaltungen, 
die vorwiegend öffentlich-rechtlichen oder gemein
nützigen Zwecken dienen und ohne Rücksicht auf Er
tragserzielung ihren Aufgabenkreis erfüllen. „ B e 
t r i e b s v e r w a l t u n g e n “ sind Unternehmungen 
und Betriebe, die im öffentlichen Interesse in den Auf
gabenbereich einer Gebietskörperschaft zu rechnen 
sind, jedoch nach gesetzlicher Vorschrift oder nach all
gemeinen finanzwirtschaftlichen Grundsätzen so zu 
führen sind, daß durch die Einnahmen mindestens die 
Ausgaben gedeckt werden, gleichviel ob dieser Erfolg 
im Einzelfalle tatsächlich erreicht wird. Bei der Füh
rung dieser Unternehmungen und Betriebe sind daher 
im allgemeinen erwerbswirtschaftliche Gesichtspunkte 
vorherrschend oder doch in gewissem Umfange m a ß 
gebend.

Nach den nunmehr vorliegenden Feststellungen be
lief sich die gesamte Bauleistung an Nicht - W o h n 
gebäuden i. J. 1929' auf über 60 Mill. c6m umbautem 
Raum. Es wurden 2815 öffentliche Gebäude mit
9.7 Mill. cbm umbautem R a u m  und 6 8  649 Gebäude für 
gewerbliche und landwirtschaftliche Zwecke mit
50.7 Mill. cbm errichtet. Von dem G esam tzugang an 
gewerblichen und landwirtschaftlichen G ebäuden en t
fielen allein  auf die G em einden un ter 2 0 0 0  E inw ohner 
45 255 G ebäude m it 23,1 Mill. cbm, wobei es sich v iel
fach um Baulichkeiten einfacherer Art, wie Schuppen, 
Scheunen, S tälle usw. (jedoch mit m indestens 90 cbm 
um bautem  Raum oder 30 qm Grundfläche), handeln  
dürfte . In den Städten spielen k le inere  Bauten (z.B. 
G aragen) ebenfalls eine erhebliche Rolle. D ie D urch
schnittsgröße der gewerblichen und landwirtschaftlichen 
G ebäude steigt von 500cbm um bautem  Raum je  G e
bäude in den kleinsten  Gem einden auf 2 1 0 0  cb“i in den 
G roßstädten, bei den öffentlichen G ebäuden von durch
schnittlich 1300 auf 8900 cbm.

Die Bedeutung dieser Nachweisungen liegt auf der 
Hand. Ein Warenhaus und eine Garage für ein ein
zelnes Auto sind je ein „Nicht-Wohngebäude“. Nadi 
der Zahl der Kubikmeter umbauten Raumes sind sie 
jedoch himmelweit voneinander verschieden. Es müssen 
zwar immer noch die mannigfaltigen Unterschiede im 
Material und Konstruktion der Bauten (an deren Fest
stellung aus Zeit- und Kostengründen nicht gedacht 
werden kann) mit in Kauf genommen werden, gegen
über der bloßen Zahl der Gebäude bedeutet aber die 
Angabe des umbauten Raumes eine wesentliclie Be-

3) Vgl. die V erordnungen ü b er F in an zsta tis tik  vom 9. F e b ru a r
1926 (RGBl. I, S. 109) und vom 23. Juni 1928 (RGBl. I , S. 205).
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l'ichen^b/.1'' 1 l'andw rG A aH liA en Bautätigkeit. ̂  ^  |
Die Abgrenzung zwischen offent

einerseits, gewerblichen und landwirtschaftliche1 u  
bänden andererseits wird vielleicht auf den eL’j[. , ,
nicht ohne weiteres befriedigen (z B, uns.ältlich der 
Einordnung der Bautätigkeit von Rcidisbal in Keidi 
post, städtischen W erken usw. zu den g 
Bauten), hat aber den großen Vorteil, daß Zw eie! 
das. was als öffentliches G e b ä u d e  gezahlt w u r d e n i d  
mehr bestehen können. Neben diesem mehr ^
Gesichtspunkt fällt aber ausschlaggebend ins Gewicni, 
daß clie Bautätigkeit der Hoheitsverwaltungen weit 
mehr von dem Auf und Ab der K onjunkturen losgGos1 
werden kann als clie Bautätigkeit der Betriebsverwal
tungen. Gerade die schärfere Abgrenzung des Begritls 
„öffentliche Gebäude“ wird dazu beitragen einer ziel
bewußten konjunkturpolitischen Handhabung der 
öffentlichen Bautätigkeit clie Wege zu ebnen, da diese 
Zahlen keine Möglichkeit zur Entschuldigung mehr 
offen lassen, wenn clie Bauaufträge der öffentlichen 
Hand mit den Höhepunkten der K onjunktur zusammen
fallen und bei sinkender K onjunktur abgedrosselt w er
den anstatt umgekehrt. .„„r. 1

Die zweite Neuerung in der Jahresstatistik 1J29 be
trifft clie Feststellung der W ohngebäude und Woh
nungen, die mit U n t e r s t ü t z u n g  a u s  ö f f e n t 
l i c h e n  M i t t e l n  errichtet worden sind. Nachdem 
diese Angaben bereits in der monatlichen Statistik der 
Mittel- und Großstädte von 1928 ab erhoben worden 
waren, werden sie nunmehr für das gesamte Reich ei-
fafit. „

Als U nterstützung aus öffentlichen M itteln am Sinne dieser E r
hebung sind anzuselien: a) H auszinssteuerm ittel, b) D arlehen aus 
eigenen Mitteln der Gemeinden und aus öffentlichen A nleihen, 
e) Arbeilgeherdarleiien, Zins- oder M ietzusdiüsse, die mit Rüdesicht 
auf die Finanzierung gegeben w erden, L andarbeiter- und Siedlungs
kredite, Mittel für Kriegsbeschädigte und K riegshin terb liebene (je- 
dodi nidit Kapitalabfindungen), soweit alle  diese vorstehend an 
geführten Mittel von Reidi, Ländern, Gem einden oder sonstigen 
Gebietskörpersdiaften (Provinzen, Kreisen, Bezirken usw.), fe rner 
von der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft oder der R eidisbank ge
geben sind. H ierher gehören nidit W ohlfahrtsbeiliilfen, die ledig
lich im Hinblick auf die wirtschaftlichen V erhältnisse eines M ieters 
gewährt werden, d) als Unterstützung aus öffentlichen M itteln gilt 
auch die Biirgsdiaftsübernalune.

Die Kenntnis dieser Zahlen ist naturgem äß für clie 
Wohnungspolitik ebenfalls von großer Wichtigkeit. Erst 
wenn man weiß, in welchem Umfang der W ohnungsbau 
aus öffentlichen Mitteln gefördert wird, läßt sich u r
teilen, ob und inwieweit diese Unterstützung einer 
planmäßigen K orrektur bedarf, und ob der W ohnungs
bau in bestimmten Reichsteilen oder Gemeinden 
weitere Förderung oder aber eine Drosselung- erfahren 
soll. Wenn der Wohnungszuwachs der nächsten fünf 
Jahre nicht einigermaßen richtig, d. h. in den H aupt
bedarfsgebieten angesetzt wird, dann bedeutet das 
eine gewaltige Verschwendung von volksw irtschaft
lichem Kapital. Bisher brauchte man sich nach dieser 
Richtung noch keine allzu großen Sorgen zu machen. 
Auch wenn verschiedentlich heute schon zuviel Woh
nungen vorhanden sind, ist das nicht allzu tragisch zu 
nehmen, da der Haushaltungszuwachs aus den stark 
besetzten G eburtsjahrgänfen der Vorkriegszeit ver
mutlich noch für eine ausreichende Auffüllung der 
Nachfrage sorgen wird. Fünf Jahre später w ird die 
Lage eine ganz andere sein. Der Haushaltungszuwachs 
sinkt von rund 250 0 0 0  im Durchschnitt der Jahre 1951 
bis 1955 rasch auf etwa 100 000 (um 1940 herum) und

wird dann a ller Voraussicht nacn noui w e i c e r  s i u r w i - , .  
Fehlleitungen von B aukapital w erden  sich d ah er nach 
1955 nur schwer w ieder gutm achen lassen D ie öffent
liche H and h a t also gerade in den nächsten Jahren  
eine außerordentlich veran tw ortungsvolle  A ufgabe auf 
dem Gebiet des W ohnungsbaues und der V erw endung 
der öffentlichen M ittel zu lösen, was natu rgem äß  einen 
entsprechenden zahlenm äßigen Überblick unbedingt 
notwendig macht. Die A ufstellung eines Reidisbau- 
programmes, wie dies von den verschiedensten Seiten 
gefordert wird, w ürde zw eifelsohne dazu beitragen, 
die rationelle V erw endung der öffentlichen M ittel zu
fördern. ., TT ±

Insgesamt w urden im Jahre  1929 m it U nterstü tzung  
aus öffentlichen M itteln fast vier F ü n fte l (79,4 v. H.) 
aller W ohnungen in W ohngebäuden errichtet. Zwischen 
Stadt und Land ergeben  sich dabei recht erhebliche 
Unterschiede. Am niedrigsten  w ar der A nteil mit 
5 7  7 v. H. in den kleinsten  G em einden und stieg dann 
mit ziemlicher Regelm äßigkeit bis auf 90,8 v. H. in den 
Großstädten. Die Unterschiede zwischen den einzelnen 
Reichsteilen sind zw ar z. T. n u r ein Spiegelbild  der 
verschiedenen W irtschafts- und S ied lungsstruk tur 
(Unterschiede im V erhältnis von S tadt und Land), aber 
es zeigt sich doch auch ganz deutlich, daß die Ver
wendung der öffentlichen Mittel m it der D ringlichkeit 
des W ohnungsbedarfs in den einzelnen Reichsteilen 
und Bezirken nicht im m er p ara lle l geht. F ü r clie 
nähere Beurteilung ist natürlich noch erforderlich, die 
für clie V erteilung der öffentlichen M ittel m aßgebenden 
G rundsätze zu beachten, w orauf h ier nicht näher ein
gegangen w erden kann.

Die für 1950 vorgesehene E rw eite rung  der Bau- 
tä tigkeitsstatistik  durch A ufgliederung der W ohnungen 
nach W o h n u n g s g r ö ß e n k  l a s s e  n ist ebenfalls 
von ak tueller Bedeutung fü r clie W ohnungsstatistik. 
Nachdem inzwischen clie ausschlaggebende Bedeutung 
des K leinwohnungsbaues fü r die B efriedigung des 
W ohnungsbedarfs der b re iten  Massen w ieder allgemein 
anerkann t ist, will m an auch wissen, inw iew eit der ge
samte W ohnungsbau im D eutschen R eidi diesen Be
dürfnissen Rechnung trägt. (Für die M ittel- und Groß
städte lagen diese A ngaben bereits b isher vor.) Für 
die W ohnungspolitik ist dabei von besonderem  In ter
esse, zu erfahren, inw ieweit die B auherren, ins
besondere die gem einnützigen Ballgesellschaften, dem 
derzeitigen Bestreben gerecht w erden, durch Errichtung 
möglichst zahlreicher und billiger, w enn auch kleiner 
W ohnungen, den dringendsten  W ohnungsbedarf zu 
decken. D aher ist fü r die Jah ressta tistik  1950 eine 
G liederung der von den einzelnen Bauherren 
(a. öffentliche K örperschaften  und Behörden, b. ge
meinnützige Bau Vereinigungen, c. sonstige private Bau
herren) errichteten W ohnungen nach der Zahl der in 
ihnen enthaltenen W ohnräum e in Aussicht genommen. 
Bei der monatlichen S tatistik  werden diese Fest
stellungen vom Januar 1950 ab bere its  vorgenommen5).

Die summarische A u s d e h n u n g  d e r  m o n a t 
l i c h e n  S t a t i s t i k  auf die Gem einden mit 10 0 00  
bis 50 0 0 0  E inw ohner um faßt A ngaben über Bau- 
erlaubnisse, Baubeginne und Bau Vollendungen von 
W ohngebäuden und den darin  en thaltenen  Wohnungen. 
W ährend also clie A usgestaltung der Jahresstatistik 
mehr den Bedürfnissen einer voraussdiauenden Bau- 
und W ohnungspolitik dient, verfo lg t die Erweiterung 
der monatlichen S tatistik den Zweck, auf verbreiterter 
Basis möglichst rasch und fo rtlau fend  über den je
weiligen Stand der W ohnungsbautätigkeit unterrichtet 
zu sein. —

STEUERLICHE LEITSÄTZE FÜR BAU- U. GRUNDSTÜCKSWESEN
(AUS DER NEUESTEN RECHTSPRECHUNG DES REICHSFINANZHOFS)
VON STEUERSYNDIKUS DR. JUR. ET RER. POL. BRÖNNER, BERLIN

E r  in a ß i g t e r E i n k o m m e n s t e u e r t a r i f - 
Die ermäßigten .Steuersätze sind nidit anwendbar, wenn 
A r c h i t e k t e n  neben sonstigen laufenden Ver
gütungen in einem W irtschaftsjahr die Vergütungen 
für einen Bau erhalten lur den sie länger als ein Jahr 
tätig gewesen sind. (Urt. v. 25. Sept. 1929; VI A 8/29) 

B i 1 a n z i e r u n g u n f e r t i g e r  B a u t e n -  Bis 
zur Abnahme eines Baues liegt bei einem Bauunter 
i eh,ner regelmäßig ein schwebendes Geschäft vor b 
dem nur die tatsächlichen Aufwendungen, nicht abe 

er noch unrealisierte Gewinn , ... _ e
bei

der noch unrealisierte Gewinn aktiviert werden dürfen'
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i m Fertigste llung  w ird  das Geschäft dann cr-
. 11 » wenn mit besonderer A bnahm e nicht zu rechnen
inrw? fr! a Abnahme verzögert w ird. (Urt. v. 30. Okt. 

- ; VI A 1052/28.) D ie Folge ist, dafi bei Fertigstellung 
.? baues erhebliche G ew inne v ersteuert werden 

müssen, die entsprechend höheren  Einkom m ensteuer- 
satzen unterliegen.

4 r* l v ‘ H erzu  die A usfüh rungen  des V erfassers  in der Zeit- 
ß\ v  i C L ö h n u n g " , Jah rg . 1929/30, H eit 3.

i o .... ^*e r te ljah rs-H efte  zur Stat. d. Dtsch. lle id is . Jahrg . 1930,
i» o. _>3.



„ .. „ .. D „ „ c . . . .  c c c  « r u n d s l ü c k e :  
Durch die badische V erordnung vom 13. Juli 1926 über 
die Lockerung der Zwangswirtschaft ist keine voll
ständige A ufhebung der W ohnungszw angsw irtschaft fü r 
teure W ohnungen eingetreten . D ie betreffenden  
G rundstücke gelten für die E inheitsbew ertung noch als 
/w angsbew irtschaftet. (Urt. v. 28. Nov. 1929; 111 A 278/29.)

Nach der am 1. Jan. 1923 in B ayern  geltenden Ge
setzgebung über die staatliche W ohnungszw angsw irt
schaft konnten auch gew erblich genutzte Räum e be
schlagnahmt werden. D iese w aren  also zw angsbew irt
schaftet. (Urt. v. 29. A pril 1929: l A b  156/29.)

G r u n d s t ü c k e  d e s  B a u u n t e r n e h m e r s :  
Grundstücke eines B auunternehm ers gehören nur dann 
nicht zum B etriebsverm ögen, wenn darin  eine private  
K apitalanlage erblickt w erden kann. (Urt. v. 28. Nov. 
1929; III A 121/29.)

A l t e r s h e i m e :  D ie B ereitstellung und E in
richtung eines G ebäudes zu einem  A ltersheim  ist keine 
Schaffung gesunder K leinwohnungen im Sinne des 
G runderw erbsteuergesetzes. (Urt. v. 19. Nov. 1929; 
II A 503/29.)

G r u n d s t ü c k s g e s e l l s c h a f t e n  : D er Ersatz 
des V erkehrs mit G rundstücksbruchteilen durch den 
E rw erb  von G eschäftsanteilen einer Grundstücksgesell- 
schaft hat fü r die G runderw erbsteuer zur V oraus
setzung, daß die G eschäftsanteile bürgerlich - rechtlich 
auf den E rw erber übergegangen sind. Bei A ktien ist 
E igentum sübergang durch Ü bergabe erforderlich; Ab
tre tung  des schuldrechtlichen Anspruchs auf Über
tragung  der A ktien genügt nicht. H at eine Gesellschaft 
außer einem  G rundstück noch F orderungen nicht un 
erheblicher Art, so kann  das ein G rund sein, die Ab
sicht der G rundstücksm obilisierung, die Voraussetzung 
der G runderw erbsteuerpflicht ist, zu verneinen. (Urt. 
v. 6 . Nov. 1929; II A 564/29.)

E i n h e i t s w e r t  b e i  H e i m s t ä t t e n :  Bei
H eim stätten  im Sinne des Reichsheim stättengesetzes ist 
als gem einer W ert der Preis anzusehen, zu dem der 
A usgeber am Stichtag ein G rundstück von der A rt und 
Beschaffenheit des zu bew ertenden abgeben würde. 
(Urt. v. 8 . Mai 1929; I A b  251/29.)

Z w a n g s v e r s t e i g e r u n g :  Sucht ein H ypo
theken- oder sonstiger dinglicher G läubiger aus einem 
zur K onkursm asse gehörenden G rundstück abge
sonderte Befriedigung, so scheidet das G rundstück da
durch allein  nicht aus der K onkursm asse aus. Be
an trag t der G läubiger die Zw angsversteigerung, so ge
hört die aus Anlaß der V ersteigerung en tstandene 
Zuwachssteuer nach dem Reichszuwachssteuergesetz zu 
den M assekosten. (Besch. v. 27. Aug. 1929; II A 422/29.)

M eistbietender für die G runderw erbsteuer ist auch, 
w er nach dreim aliger V erkündigung des letzten Gebots, 
aber vor Schluß der V erhandlung erk lä rt, fü r einen 
anderen  geboten zu haben. D er andere, der den Zu
schlag erhä lt, ist nicht als M eistbietender anzusehen. 
(Urt. v. 8 . O kt. 1929; II A 316/29.)

G e s c h ä f t s b u c h  f ü r  I m m o b i l i e n m a k l e r :  
Das Geschäftsbuch für Im m obilienm akler nach dem 
am tlich vorgeschriebenen M uster genügt nicht zur 
G ew innerm ittlung, da die Ausgaben nicht aufgezeichnet 
w erden. Gegen eine aus diesem G runde erfolgende 
Einkom m ensschätzung durch das F inanzam t hat der 
Steuerpflichtige jedoch in jedem  F alle  die ordentlichen 
Rechtsmittel. (Urt. v. 2 0 . Juni 1929; VI A 705/29.)

H a u s v e r w a l t e r :  D er H ausverw alte r eines
M iethauses, dem zur E ntlohnung „der von der M iet
zinssteuer befreite  Teil des N utzungsw erts der W oh
nung“ im Erdgeschoß gew ährt ist, hat den vollen Miet
w ert zu versteuern . (Urt. v. 4. Sept. 1929; V IA  1454/29.)

S i e d l u n g s g e s e l l s c h a f t :  K ap ita lverkeh r
s teu erfre ih e it kann  nicht deshalb versagt w erden, weil 
nach der Satzung bei Auflösung der Gesellschaft der 
Rest des Vermögens für gem einnützige Zwecke ver
w endet w erden soll. (Sollvorschrift!) (Urt. v. 9 . Okt. 
1929; II A 475/29.)

TAGUNGEN
5. Deutsche Bauwoche in D ortm und. Am Mittwoch, 

dem 2 . Ju li d. J., fand in D o r t m u n d  in A nw esen
heit von etw a 600 T eilnehm ern  d ie feierliche Eröffnung 
der 5. Deutschen Bauwoche durch eine B egrüßungs
ansprache des V orsitzenden des Deutschen A rbeitgeber
bundes und des Deutschen W irtschaftsbundes fü r das 
Baugew erbe in Berlin, H errn  A rchitekt B e h r e n s ,

G r u n d s t ü c k s v e r m i t t l e r :  G rundstücks- und 
H ypotheken V e r m i t t l e r  üben keinen  fre ien  Beruf und 
keine dem fre ien  B eruf verw and te T ätigkeit im Sinne 
des Reichsbew ertungsgesetzes aus. (Urt. v. 14. Juni 
1929: I A b  332/29.)

M i e t w e r t  d e r E i g e  n W o h n u n g :  D er G rund
satz, daß beim  einkom m ensteuerpflichtigen M ietw ert 
der Eigenw ohnung einschließlich der G arten- und P a rk 
anlagen W erbungskosten nur insow eit abzugsfähig sind, 
gilt auch da, wo der M ietw ert als E inkom m en aus 
Landw irtschaft zu behandeln  ist. (Urt. v. 19. Juni 1928; 
VI A 1595/28.)

G r u n d e r w e r b s t e u e r b e s c h e i n i g u n g :  Es 
ist nicht zulässig, die A usstellung der Bescheinigung 
davon abhängig zu machen, daß die V orauszahlungen 
in T eilbeträgen  bezahlt und die nicht sofort gezahlten 
Teile verzinst werden. Auch bei R echtskraft einer 
derartigen  V erfügung können Zinsen nur bis zur Um
schreibung des Eigentum s im G rundbuche gefordert 
werden. (Urt. v. 17. Sept. 1929; II A 324/29.)

E i g e n h e i m e  f ü r  M i n d e r b e m i t t e l t e :  D ie 
G runderw erbsteuerfre ihe it kom m t nur bei der e rs t
m aligen Ü bertragung eines Eigenheim es an einen 
M inderbem ittelten zur A nw endung. E ine solche e rs t
malige Ü bertragung liegt vor, wenn eine gem einnützige 
Gesellschaft ein G rundstück, daß sie auf G rund eines 
V ertrages einem anderen  verkau ft und für diesen be
baut hatte, aber wegen N ichterfüllung der V ertrags
bedingungen durch den K äufer ha tte  zurücknehm en 
müssen, an einen D ritten  veräußert. Anders liegt die 
Sache, wenn die Gesellschaft freiw illig  das G rund
stück zurückerw orben hatte.

Die Gesellschaft braucht die K leinw ohnung nicht 
aus ih ren  M itteln errichtet und dann erst das bebaute 
G rundstück an den M inderbem ittelten veräußert zu 
haben. Es genügt, w enn sie sich den Bau vom K auf
lustigen auf seine Rechnung übertragen  läßt. (Urt. v. 
15. Okt. 1929; III A 396/29.)

F ü r K leinw ohnungen für M inderbem ittelte ist außer 
der Baufläche auch eine m indestens der ortsüblichen 
Größe entsprechende und im übrigen nach den örtlichen 
V erhältnissen zu bem essende G rundfläche als H ofraum  
und G arten land  frei zu lassen. (Urt. v. 19. Nov. 1929; 
II A 491/29.)

G r u n d s t ü c k s k a u f  u n d  R o h b a u :  S tehen
beim Kauf eines Grundstücks, auf dem sich ein Roh
bau befindet, der G rundstückspreis und die V ergütung 
für die Fertigste llung  des H auses in argem  M ißver
hältnis zueinander, so kann  allein  aus diesem  G runde 
schon ein einheitlicher K aufvertrag  über G rundstück 
nebst fertigzustellendem  H ausbau für die G rund- 
crw erbsteuer angenom m en w erden. (Urt v. 3 . Dez. 
1929; H A  426/29.)

V i l l a  d e s  B e t r i e b s d i r e k t o r s :  Eine Villa, 
die einem B etriebsdirektor, dessen stete A nw esenheit 
im Betriebe erforderlich ist, als D ienstw ohnung dient 
und n u r zu Wohnzwecken benu tzt w ird, ist bei der 
E inheitsbew ertung nicht als G eschäftsgrundstück, son
dern als E infam ilienhaus zu bew erten. (Urt v 19 Dez 
1929; 111 A 2/28.)

A b s t a n d s s u m m e n  : A bstandssum m en, die für 
G eschäftsräum e gezahlt sind, sind zu ak tiv ie ren  und 
entsprechend der voraussichtlichen M ietdauer abzu
schreiben. (Urt. v. 2 0 . Nov. 1929; V IA  1328/29.)

W o h n r e c h t :  Das beim  V erkauf eines G rund 
stücks gegen K aufpreism inderung vorbehaltene lebens
längliche W ohnrecht muß bei w irtschaftlicher Be
trachtungsw eise der W ohnung im eigenen H ause gleich
gestellt w erden. (Urt. v. 2 0 . Nov. 1929; V IA  100/29.) 
Es ist also jährlich  der M ietw ert zu versteuern .

B e  b a u t e s G r u n d s t ü c k :  Zu dem  bebauten  
G rundstück im Sinne des R eichsbew ertungsgesetzes 
(Grundstückseinheitsw ert) gehört nicht allein  die mit 
G ebäude bedeckte Fläche, sondern auch die unbebau te  
Fläche (Hofraum  usw.), die m it dem G ebäude eine 
wirtschaftliche E inheit bildet. (Urt. v. 5  fuli 19^9- 
1 A 534/28.) — “ ’

Hannover, statt. In seiner Aussprache wies er auf die 
äußerst schwere wirtschaftliche Notlage hin, die sich 
gerade für das Baugewerbe in einer außerordentlich 
starken Einschränkung des Auftragsbestandes sehr 
fühlbar mache. Im N a m e n  des Rhein.-Westf Bau
gewerbeverbandes E. V., Essen, und des Westf. Innungs- 
Bezirksverbandes deutscher Baugewerksmeister Dort- 
munds hieß Baugewerksmeister L. . S c h w a r z ,  Dort
mund, die Teilnehmer willkommen.
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A m  D onnerstag, Jen 5. Jnli hielten J «  D'nt'drj 
Arbeitgeberbund und der D eutsche W irtschaftsbun  
ihre gem einschaftliche H auptversam m lung ab, 111 u  
zu den brennendsten  T agesfragen der B auw irtschaft

o \  nr allem w uide cnc

mittgl ied ̂ l es Rh ein.-W est f. B augew erbeverbandes E. V., 
Essen ein R eferat über „Forderung  der B auw irtsdiaft

daß vom R eichsarbeitsm inisterium  . . .

der G em einde und K om m unalverbande begün stig t 
w ürden, das A rbeitsgeb iet der f r e i e n  B aufirm en  
auf dem U m w ege über die a llgem ein e  Verbindlich- 
k eitserk lärung der T arifverträge w eiter  zugunsten  der  
R egiebautätigkeit einzusdiränken . Ilin sid itlich  der  
augenblicklichen V erhandlungen über e in e  P r e i s 
s e n k u n g  in  Verbindung m it einem  L ohnabbau  
wurde betont, daß die B auarbeiterverd ienste  z w e ife l
los zu einem  Abbau reif seien , daß aber das bau- 
gew erbliche Problem  nur im E inklang m it den G esam t- 
bestrebungen der Reichsregierung auf B esserung d e i  
W irtschaftslage gelöst w erden könnte.

A uf der sich anschließenden ö ffen tlid ien  la g u n g  
bem erkte der V orsitzende des Innungsverbandes D e u t
scher B augew erksm eister, Architekt H  ö h m a n n , K öln, 
daß die noch auf der vorjährigen  T agung g eh egten  
H offnungen auf B esserung der Lage sich n i c h t  er 
füllt hätten, sondern daß im  Laufe des Jahres 1929 der  
A uftragseingang für das B augew erbe im m er stärker  
zurückgegangen sei und im Spätherbst sogar zu einer  
te ilw eisen  Stillegung im B augew erbe geführt habe.

Im weiteren Verlauf der Tagung hielt Dr. K a r - 
d i n g ,  Vorstandsmitglied der Gemeinschaftsgruppe 
Deutscher Hypothekenbanken, einen Vortrag über die 
„ F i n a n z i e r u n g  d e s  W o h n u n g s b a u e  s". Er 
gab zunächst einen Überblick über den W ohnungsbau 
seit der Inflation und die dafür beanspruchten Mittel. 
Die aus der Hauszinssteuer gegebenen Zuschüsse 
müssen zur Hauptsache als v e r l o r e n e  Z u 
s c h ü s s e  angesehen werden. Insoweit stellt sich 
die Unterstützung des W ohnungsbaues als eine aus 
Steuern finanzierte s o z i a l e  H i l f s a k t i o n  größten 
Umfanges dar. Das für den W ohnungsbau verwendete 
Kapital wird in steigendem Maße dem privaten Kapital 
entnommen.

Den kürzlich veröffentlichten Vorsdilag des „Reichs
ausschusses für Reform der Hauszinssteuer, K apital
bildung und W ohnungswesen“ (s. unsere Notiz in Nr. 2 t 
von „Bauwirtschaft und Baurecht“, S. 127), wonach die 
Hauszinssteuererträge voll dem Wohnungsbau zugeführt 
werden, den Hausbesitzern aber für die von ihnen ge
zahlten Steuerbeträge 5proz. Schuldverschreibungen 
gegeben werden sollen, lehnte er als utopisch ab.

Der noch vorhandene F e h l b e t r a g  a n  W o h 
n u n g e n  könnte in z w e i  J a h r e n  ganz ver
schwunden sein (wenn , . .! Die Schriftleitung). In
dessen hat sidi durch die Bevölkerungsverschiebung 
besonders nadi den großen Städten inzwischen ein 
neuer Wohnungsbedarf gebildet, der aber örtlich ver- 
sdiieden ist. Zu seiner Bekämpfung ist eine neue 
reidisgesetzlidie Regelung für die Verteilung der Haus
zinssteuermittel mit einem stark dotierten R e i c h s -  
a u s g l e i c h s s t o c k  erforderlich.

Die Zukunft des Wohnungsbaues sah der Vor
tragende trübe. Es genügt nicht, Wohnungen her
zustellen, s i e  m ü s s e n  a u c h  v e r m i e t e t  w e r 
d e n  k ö n n e n .  Es ist wertlos, W ohnungskultur zu 
treiben, wenn die Betriebe ihre Arbeiter und An
gestellten entlassen und unter dem allgemeinen W irt
schaftsdruck schließen müssen. Die Erhöhung der 
Altmieten wird notwendig zur Minderung des sub
jektiven Bedarfs führen und nur das Gute haben daß 
gleichzeitig die g e s a m t e  W o h n u n g s z w a n g s - 
w l r t s c h a f t  im wesentlichen beseitigt werden wird.

So droht dem Baugewerbe und dem Neubaubesitz 
in absehbarer Zeit eine s c h w e r e  K r i s e ,  wenn 
nicht eine Katastrophe. Nur durch eine V e r 1 a n ir 
s a m u n g  i m N e u b a u t e m p o ,  so schmerzlich sie

F Ä s s a r a s
r u c k  g e s t e l l t  w e r d e n  damit siP iL

den A”s'“ "
und 

M. d.
Maurer- 
R., Prä-

Essen, ein ------ „
an Reich, L änder und G em einden .

Redner behandelte hauptsächlich die V e r d i n 
g u n g s o r d n u n g  f ü r  B a u 1 e i s t u n g e n (VOB) 
und erw ähnte, daß die A rbeitgeberverbände in dieser 
Beziehung manche V erbesserungen geschaffen hätten. 
Die Erfolge, die man sich von der VOB versprochen 
hatte, sind leider ausgeblieben, weil der Geist, der in 
ihr verkörpert ist, nicht zur A nw endung kam . Ihrem  
Geiste nach ist die VOB das K om pendium  der guten 
W irtschaftsgebarung. Von diesem G esichtspunkt aus
gehend hebt sie die beiden P arte ien , A uftraggeber 
und A uftragnehm er, au f das g l e i c h e  r e c  h t l i e h e  
N i v e a u ,  vor allem  auch in bezug au f L e i s t u n g  
und G e g e n l e i s t u n g .  Es ergeh t d ah er vom Bau
gewerbe die im m er w iederholte Forcierung an alle 
Behörden des Reiches, d e r S taaten  und der Kommunen, 
sich den Geist der VOB zu eigen zu machen und m ehr 
ihren geistigen G ehalt als ih re  technischen Vorschriften 
zur V erwirklichung zu bringen. —

BAUFINANZIERUNG
Wie kann der Bauwirtsdiaft geholfen werden? Der

Ausschuß des Reichswirtschaftsrates fü r S iedlungs- und 
W ohnungswesen ha tte  sich kürzlich m it der F rage be
faßt, wie der W ohnungsbau und die allgem eine Bau
wirtschaft in dem nächsten Jah r beleb t und die A rbeits
losigkeit gem ildert w erden kann . N adi längeren  Be
ratungen und V ernehm ung von Sachverständigen hat 
er seine Ansichten in einem  G u t a c h t e n  nieder
gelegt. indem zunädist die w e i t e r e  E r h e b u n g  
d e r  H a u s z i n s s t e u e r  als erste  V oraussetzung für 
die F örderung der Bauw irtschaft bezeid inet wird. Der 
Ausschuß hält es aber für nötig, daß die Reichsgesetz
gebung den vorhandenen U nsicherheiten  ein Ende 
bereitet und die E orterhebung der H auszinssteuer auf 
eine bestimm te Z e i t  und in bestim m ter H ö h e  ge
w ährleistet. Neben gesicherter B aufinanzierung fordert 
das Gutachten B e s e i t i g u n g  d e s  U n t e r s c h i e -  
d e s z w  i s c l i e n  A l t -  u n d  N e u b a u m i e t e n  
durch Senkung der N eubaum ieten  und entsprediende 
Erhöhung der A ltbaum ieten. Im H inblick au f den Alt
hausbesitz w ird verlangt, daß öffentliche Mitte bereit
gestellt werden, um die erforderlichen I n s t a n d 
s e t z u n g s a r b e i t e n  und den U m b a u  
w andfreien W ohnungen zu ermöglichen.

Die weiteren Vorschläge behandeln  den S t r a ß e n -  
b a u und sdilagen eine A u s l a n d s - S t r a ß e n b a u 
a n l e i h e  vor, deren Tilgung und Zinsendienst aus 
der K raftfahrzeugsteuer zu erfo lgen hätte. In den 
Gesetzen soll jed er E ingriff in das Privateigentum 
ohne gerechte Entschädigung un terlassen  werden. Uber 
che Notwendigkeit der A u f h e b u n g  d e r  Wo h -  
n u n g s z w a n g s w i r t s c h a f t  besteht im Ausschuß 
allgem eine Übereinstim m ung, nur über das T e m p o  
ihres Abbaues herrschen verschiedene Ansichten. Bei 
dem Neubau von W ohnungen ist darauf zu achten, 
daß der G esam therstellungspreis dem  allgemeinen 
w  l\C 111 n S s i11 d e x  möglichst angenäliert wird. Die 
W ohnungspolitik sollte dah e r nad i Ansicht des Aus
schusses in besonderem Maße au f H e r a b s e t z u n g  
rl e s Z i n s f u ß e s f ü r  B a u -  u n d  H y p o t h e k e n -  
g e 1 d e r, auf  S e n k u n g  d e r  B a u h e r s t e l l u n g s -  
' / ■ Sj.e n  l!!:d aiR V erm eidung a lle r  verteuernden 
¿wischenstellen bei den zuständigen  Behörde

zu ein

richtet sein. — Jen ge-
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HANDELSKAMMER-GUTACHTEN
Baugewerbe. Im B erliner B augew erbe sind üblicher- 

eise ivostenanschldge, Zeichnungen und sonstige Vor- 
i eiten, die nidit zu einem  B auaufträge geführt haben, 

füll ■'U ^uten’ Aw,en.n der U nternehm er sich zur Aus- 
uiii,'Un^ i i , beiten angeboten und hierbei die Ver- 
0 ,.,. "/T fi ^dniischen  A rbeiten  gefordert hat. Sofern 
i i ' u.*iia SSeber den U nternehm er aufgefordert hat 
l c. , ni, . ausdrücklich die kostenlose Anfertigung 

,rl„ ij r nm .en  A rbeiten sich ausbedungen hat, hat
Gl80/3o ( X l T G y eiSÜtUng flei Arbeiten zu erfolSen-

d e n  BrUISti0t|iei Im B austoffhandel hat sidi 
r L  I  1(hen Vorschriften abw eichender 
stei f 1 über die H aftu  ng des F u h rh e rrn  
C319/30e (? n nA8)UUd b ' e®e£e *der a id d  feststellen lassen.
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